
~arn. Im gleithen Jahr trat~ die 
. g Rights Act>> in Kraft. Millionen 
rze konnten sich·ais Wahler regis
. lassen. Seither habe sich viel ge
tgté Barack Obama bei der Ge
:ier in Selma, «aber der Marsch ist 
ticht vorbei». Der Prasident wür-

~:detzte Schweizer 
:llS Mali evakuiert 

In der i:nalischen Hauptstadt 
w haben Islamisten in der Nacht 
mstag ein Lokal attackiert. Fünf 
en wurden gettitet, mindestens 
rlitten Schussverletzungen. Unter 
:rletzten sind auch zwei Schweizer 
:angehtirige. Sie wurden von der 
1ach Bern geflogen. Der Vorfall 
neues OI in die Debatte um die 
tdeinsatze der Armee, über die 
,nderat just in diesen Tagen berat. 

International, Seite 3 

~mNATIONAL 

dter Protest 
ren Netanyahu 
4 

=cli OI\fD REGION 

.nz für eine Nacht 
Zürcher Opernball 

11 

fCH lJI\ID REGION 

tal Uster wird nicht 
l 

Aktiengesellschaft 
12 

~· ~ 

keit», doch er kritisierte auch die Diskli-
minierung Schwarzer durch die PoliZei . 
Dass Schwarze und Weisse JahiZehnte 
nach der Rassentrennung noch ungleich 
behandelt werden; bezweifelt nach den · 
Ereignissen in Ferguson niemand mehr. 

International, Seite 5 

Athens Staatsfinanzen 
ausser JKontrolle 

eri. · Für Griechenland wird es eng. 
Weil in allernachster Zeit eine Staats
pleite çlroht, ldammert sich Athen an 
ein~n Notfallplan. Doch die Europiii
sche Zentralbank zieht vor dem Treffen 
der Euro-Finanzminister am Montag 
Grenzen und will dem hochverschulde
ten Land kein frisches Geld geben. Die 
voll<swirtschaftliche Entwicklung ist so 
schwach, dass an einem weiteren Hilfs
paket kein Weg vo,rbeizuführen scheint. 

· Wirtschaft, Seite 20 

lVIEil\ílJI'JG 

Demokratie ist keine 
Diktatur der Mehrheit 
Seite 17 

Wenn Flüchtlinge 
Touristen beherbergen 
Seite 18 

Das Baltikum.tritt 
aus Moskaus Schatten 
Seite 19 

lehrlinge», die energiepolítisch weit 
übers Ziel hinausgeschossen hatten. 
Deshalb ktinne das Verdikt auch nicht 
als prinzipieller Entscheid zu Lenkungs- ' 
abgaben gewertet werden. 

Exakt in diesem Sinne interpretierte 
auch Bundesratin Eveline Widmer-

ur::-:z
1 
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Nidwakllen bremst 
Frühfranzosisch nicht 
P. S. · Der Kanton Nidwalden hat ein 
Signal für di e Mehrsprachigkeit gesetzt. 
Der Weg mitzwei Fremdsprachen in der 
Primatschule wird fortgesetzt. Mit 61,72 
Prozent Nein-Stimmen, und damit 
überraschend deutlich, haben die Stim~ 
menden eine Init~ative der SVP abge
lehnt, die nur eine Fremdsprache in der 
Primarschule forderte und der das Früh
franztisisch zum Opfer gefallen ware. 

. · Schweiz, Seite 9 
Komníeniar, Seite 9 

Die Heimat des FCB
Trainers Paulo Sousa 
Seite 36 

Liao Yiwu über die 
Fotografien von Liu Xia 
Seite 37 

Nachhaltigkeit- ein 
Anliegen rriit Tücken 
Seite 45 
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Energiesteuer-Initiativ< 
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EQUITY 
GESCHÃFT MIT DEM ' 
Wachsen oder schr 
Was Bierbrauer unc 

· hersteller unterschE 
Wirtsch 

HYPOTHEKEN 
Versicherer mache1 
Banken bei den Hy 
Konkurrenz. Zu Rec 

Wirtsch 

Tanz mit de:m 

Im Reitunterricht herrsch 
althergebrachte militiüisc 
doton vor. Reiten lasse sicl 
ter über das Fühlen als üi 
weisungen erlernen, meir 
Pferd und Reiter sind dat 
zu betrachten, was den l 

einem komplexen Untería 
· Bildung und Gesells 
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WEITERE 
LBSTIMMUNGEN 

lblneter !!JJ®!!Jl®llll Wailii-Wiil!!lwiUichis 
· Die Stiminenden im Baselbiet 
sich mit fast 90.Prozent Ja-Stim-

ür die zeitliche Begrenzung des 
:aushangs vor Wahlen und Ab
ungen ausgesprochen. Mit einer 
~ertelmehrheit sagten sie auch Ja 
.er Vorlage, mit der die Gemein
ussen gegen Littering aussprechen 
n. Mit fast 62 Prozent unterstütz
ie eine Initiative, welche die 
ilrung voE. Allschwil im Strassen
als dringlich festschreibt. Mii: fast 
Jzent Nein-Stiminen wandten sie 
J er gegen e ine VCS-Initiative für 
mgsamverkehr. 

IIU!mer lal!!le~schillllss illleilblt 
· Mit einer Zweidrittelmehrheit 
sich die Stimmenden im Kànton 

mrn gegen .die Verlangerung. det 
schlusszeiten über 18 Uhr 30 hin
Isgesprochen. Einer im Rahmen 
Jtalrevision . des Wirtschafts- un d 
tsgesetzes vorgenommenen Ver
gsãnderung stimmten sie demge
er mit 77,7 Prozent Ja-Stimmen 
rner beschlossen die Solothurner, 
er Kanton weiterhin 80 und nicht 
>rgesehen n ur noch 70 Prozent des 
~sbeitrages zur Verbilligung der 
enkassenprãmien leisten soll. 

nell' Ja ZIUI i<allllti-IEnweiteii'IUIIIIl!!Jl 
· Die Bündner Kantonsschule in 
kann sanierl und mit einem Er
rrgsbau für eine Mensa und eine. 
1thek ergãnzt werden. Die Stim
~n in Graubünden ha ben den Kre-
1 27 MillÍonen Franken mit e ine m ,1 

nmencAnteil von 61,59 Prozent . 
ommen. 

leiUiell' Mall'ktpilatz illll St IGiallellll 
Auch im zweiten Anlauf haben 

immenden iri der Stadt St. Gallen 
\feugestàltuhg des . Marktplatzes 
igert. Mit eineni Nein-Stimmen
von 58,2 Prozent ha ben sie ein re
sioniertes Projekt abgelehnt, das 
iillionen gekostet hãtte. 2011 war 
; ein Projekt über 40 Milliónen . 
~n verworfen · worden: . Ein Kon
vie der wenig erbauliche zentrale 
St. Gallens gestaltet werden soll, 
~it 20 Jahren vergeblich gesucht, 

]IElll' IL«»Im ffihll' ii..IU!zems Stal!!ltJrãte 
. Den Mitgliédern der Luzerner 
egierung wird der Jahreslohn um 
O 000 Frankengekürit. Die Stim
m haben mit einem Ja-Stil:mllen
. v.on 62,5 Prozent eine Initiative 
i1P angenommen, .die den Lohn 
Stádtpiãsidenten auf 220 000 

~n und den eines Stadtrates auf 
10 Franken reduzieit. Die Stimm
gung betrug 40,6 Prozent. 

ertes WaJcilistiUim illll IHIIDlclblda:lJIJif 
· In der Luzerner Gemeinde · 
lorf wird das Bevéilkerungswachs-
1 Ba u- und Zonenreglement limi-
54,1 Prozent det Stimmenden 
bei einer Beteiligung von 47 Pro
lie Initiative ~<Hochdcirf wãchst 
m» angenommen. Das Begehren 
gt, dass die Bevéilkerung in der 
ieeieh-Gemeinde im fünfjahrigen 
schnitt nicht mehr als 0,7 Prozent 
ilr steigen dari 

ll..ãirmschliUitz illll IHiergJiswnl 
· In der Nidwaldner Gemeinde 
:wil haben die Stinunenden bei 
Beteiligung von 50,2 Prozent mit 
Ja-Stimmen-Anteil von 78;2 Pro
~inem Kredit von 12 Millionen 
m zugestimmt, damit entlang der 
ahn 2 Lãrmschutzwãnde realisiert. 
1 kéinnen, die einen Schutz erméig- · 

der über das vom Bund finan-. . 
~esetzliche Minimum hinausgeht. 

!ijeue Jiirmet· Jrittmg 

Hier wird'nun erst recht weiterhin franzosisch parliert: Blick in ein Deutschschweizer Primarschulzimmer. CHRISTIAN BEUTLER l KEYSTONE 

i,J~c( 5 .1-"lo15 

Signal für Frühfranzüsisch 
Nidwalden lehnt Fremdsprachen-lnitiativ'e der SVP überraschend deutlich ab 

Der Kanton Nidwalden spielt in 
d er. Sprach~nfnige ni eh t d en 
Winkelried und behalt das Früh
franzosjsch in der Primarschule 
bei. Die Erleichterung in~der 
Romandie und bei den 
Bildungsdirektoren ist gross. 

' Erich Aschwanden, Andrea Kucera 

Mlt einem so deutlichen Resultat hatte 
niemand gerechnet: Mit 61,72 · Prozent 
Nein-Stimmen haben die Nidwaldnerin
nen und Nidwaldner eine Initiative. der 
SyP abgelehnt, die n ur eine Fremdspra
che in der Primarschule forderte und 
der faktisch das Frühfranzéisisch zum 
Opfer gefallen ware. Nur gerade die 
kleinste Gemeinde, Emmetten, bef'ür
wortete das Vollcsbegehren, das auch 
von der Regierung unterstützt wurde. 

K~llektive Edeichteirling 

EineBehauptung sei gewagt: Hãtte der 
Kanton Nidwalden geWissermassen im 
stillenKãmmerlein iit dieser Frage ent-

. scheiden lcéinnen, wãre das Resultat 
nicht só deutlich ausgefallen. Doch ins
besondere in der Romandie, aber auch 
im Tessin stiess der erste Volksent
scheid, der ain Fremdsprachenunter
richt nach dem Modell 3/? gerüttelt 
hãtte, auf riesiges Interesse .. 

Wie d er Nidwaldner Bildungsdirelc
tor Res Schmid ( svp.) erlclãrt, hat d er 
natíonale Fokus auf den Kanton einen · 

eütscheidenden Einfluss ausgeübt. Die 
Heimat Winkelrieds habe in dieser Fra
ge nicht den Winkelried' spielen wollen, 
so Schmid. 

Kollektive Erleichterung herrschte 
nach der Belcanntgabe des Abstim
mungsresultates in der Westschweiz, 
Die. jurassische Erziehungsdirektorin 
Elisabeth Baume-Schneider (sp.) 
sprach von.einem grossaitigen Resultat: 
«Für die f:ranzéisischspracliige Schweiz 
ist das ein positives .Signal: Die Minder~ 
hei t wiid respelctiert.» Si e hofft; dass das 
Verdilct auch anderen Kantonen zu den
lcen geben werde, die das Frühfranzéi
sisch abschaffen méichten. 

«Nach heute sollten wir endlich auf- · 
héiren, von einem Sprachenstreit zu 
sprechen. Das Resultat aus Nidwalden 
zeigt, dass · es in der Schweiz keinen 
Sprachenstreit gibt», ist. 'der Waadt-

. lãnder FDP-Nationalrat Fati Derder 
überzeugt. Er liofft, dass die Botschaft 
aus Nidwalderi. zur Beruhigung der Ge
müter beitrãgt. Didier Berberat, N euen~ 
burger SP-Stãnderat und Prãsident der 
Vereinigung für die Verteidigung des 

· Franzéisischen, erwartet, dass nun eine 
féideralistische Léisung iustande .. 
kommt, dass sich also die Kantone einig . 
werden. Die Méiglichlceiten für.Austau
sche unter den Landésteilen mussten 
unbedingt ausgebaut werden. 

Hoffmmg aúf Ru.he 

Sehr ·erfreut über das klare Nein 'zur 
Fremdsprachen-Initiative zeigte sich 
der Prãsident der Erziehungsdirekto-

renlconferenz (EDK), der Basler Bil-. 
dungsdirelctor Christoph Eymann. Der 
EDK-Vorstand sei erleichtert, dass die · 
Stimmberechtigten des Kantons Nid
walden ·ein Bekenntnis zur Mehrspra
chigkeit des Landes abgegebett h.ãtten. 
«Dié Bewohner des, ldeinen Zentral
schweizer Kantons habert über den lcan
tonalen Tellerrand hinausgeblickt und 
eine gute·Entscheidung getroffen», er
klãrte Eymann. Beim Bundesamt für 
Kultur (BAK) nimmt man die Ableh- · 
nung der Fremdsprachen-Initiative zur 
Kenntnis, wie Sprecherin Anne Weibel 
auf Anfrage sagte. Sie will den Ent
scheid inhaltlich nicht lcommentieren. 
Das BAK veréiffentlichte Ende Februar 
einen BeFicht, in dem es festhielt, im 
Streit um den Fremdsprachenunterricht 
lcéinne d er B un d d en Kantonen néitigen
falls vorschreiben, die Kinder bereits in 
der Primarschule in einer zweiten Lan
dessprache zu unterrichten. 

Am vergangenen Montag hatte Bun
desràt Alain Berset in der Antwort auf 
eine Interpellation von Stãnderat Urs 
Schwaller (Freiburg, cvp.) bekrãftigt, 
dass der Bund, der im Juni 'entscheiden 
soll, die Bilanz der kantonàlen Erzie
hungsdirektoren zum Fremdsprachen
unterricht abwarten will. Erst dann 
wolle der Bundesrat über 'das .weitere 
Vorgehen und ein allfãlliges Eingreifen 
entscheiden. Das überraschend eindeu- · 
tige Ja der Nidwaldner dürfte das War
ten auf diesen Bericht wesentlich leich7· 
ter machen. Auch EDK-Prãsident Ey
mann hofft, dass auf eidgenéissischer 
Ebene Ruhe, bis zum Sommer einkehre. 

·scHWEIZ 9 

Ein kluger 
Erttscheid 

IHiaurmiDls-IBlilallllz ill~eilbt alb:mwart~m 

Michael Schoenénberger · Die Nid
waldner Stimmbürger haben entschie
den: In der Primatschule sollen auch 
·lcünftig· zwei Fremdsprachen unterrich
tet werden. Dieser Entsche1d ist zu be
grüssen. Ein Ja zur Vollcs.initiativ~ aus 
SVP-Kreisen hãtte unnéitigerweise die 
spntchlichen Mincterheiten in diesem 
Land weiter proyoziert. Romands wie 
Tessiner - ohnehin in vielen Abstim~ 
mungen überstimmt - hãtten sich zu 
Recht gefragt, wie e~nst es der Deutsch
schweizer Mehrheit mit dem gedeih
lichen Umgang mit Minderheiten ist. 

In der Deutschschweiz ist, das ma
chen zahlreiche Initiativen und Vorstéis
se deutlich, eine Haltung zur Mode ge
worden, die in einer Sprache nur ein 
profanes Verstãndigungsmittel sieht. Es 
genüge doch, rufen die Apologetert des 

· Englischen, sich landesintern auf diese 
weltweite Verkehrssprache zu einigen. 
Einfacher sei das und erst noch besser. 
Warum also franzosische Vokabeln büf
feln und siCh mit deutscher Grammatili: · 
abmühen, werin sich die.engÍische Spra
che doch aufdrãngt? Die Antwort ist 
einfach: Romands sollen früh Deutsch 
und Deutschschweizér früh Franzéisisch 
lernen, weil sie damit Einbliclc erhalten 

l . . 

in eine andere Kultur und in ein anderes 
Denken, was ilmen sonst mit gréisster 
Wahrscheinlichlceit verborgen bliebe. 
Das ist letztlich der staatspolitische 
Aspekt von Frühfranzéisisch und von 
Frühdeutsch an hiesigen Primarschulen. 

Wer mit ãlteren Menschen spricht, 
héirt oft einen Einwand: Früher, als noch 
kein Franzosisch in der Primarschule 
unterrichtet worden sei, sei die Schweiz 
auch nicht auseinandergefallen. Das ist 

. richtig. N ur wird hier verk~nnt, dass sich 
die Schweiz auch gesellschaftlich verãn

. dert. Globalisierung, Ind~vidualisierung 
und gestiegene Mobilitãt hinterlassen 
Spuren: Die Landesteile sind in den letz
ten zwanzig Jahren bestimmt nicht nã
her :Zusammengerückt. Zum vielzitier
ten Zusammenhalt kánn ein früh einset
zenderúnd guter Un:terricht in der zwei
ten Landessprache ebenso wi.e ein inten
sivierter Austausch über die Sprach
grenzen hillweg beitragen. , 

Wie geht es weiter? Der Bund wird 
die Bilani der Kantone zur Harmonisie
rung der Schule abwárten. Sollte sich 
zeigen, dass die Bemühungen der Kan~ 
tone der. Bundesverfassung nicht ge
recht werden, ist er dazu verpflichtet 'ein
zugreifen. Ein denkbarer Weg führt über 
das Sprachengesetz. Dieses, so schlãgt 
das Bundesamt für Kultur vor, kéinnte·· 
durch den folgenden Satz ergãnzt wer~ 
den: «In oer zweiten Landessprache be
ginnt der Unterricht auf der Primàr
schulstufe.» Besser wãre, eine Interven~ 
tion des Bundes würde gar nicht néitig. 
Immérhin liaben die Nidwaldner sich 
nun zur Sprachenstrategie der Erzie
hungsdirektoren bekannt. Das lcéinnte 
ein Signal für andere Kantone seiri. 

Schwyz wahlt mit · ,Pul{elsheim l(eine Lust, weiter zu sparen 
Majorz-Initiative der SVP scheiterte klar 

ase. · Die Schwyzer Kanto:O.sratswahlen 
im Jalrr 2016 werden bundesrechtskon
form über die Bühne gehen .. Dies steht 
fest, nachdem die Schwyzer Stimm
berechtigten am Sonntag den Vorschlag 
der Regierung und des Parlamentes für 
einen «Kantonsproporz .mit Sitzgaran
tie>> angenommen haben. Die Zustim
mung zu diesem Verfalrren gemãss der 
Methode Pukelsheim.lagbei 53,5 Pro
zent Ja-Stimmen. Keine Mehrheit fand 

und für ein modernes und .faires Wahl
recht aus, teilten die sieben Parteien mit, 
die sich in einem Komitee zusammen
geschlossen hatten. Enttãuscht zeigte 
man sich demgegenüber bei der SVP, 
die allein auf weiter Flur für die Einfüh
rung des einphasigen Majorz mit nur 
einem Wahlgàng gekãnlpft hatfe und 
si eh gegen e ine Verkomplizierung. d er 
Wahlen wehrte. . , . 

Mit dem Verdikt des Schwvzer 

Aargauer lehnen Leistungsanalyse ab 

as,e. · Die Ernüchterung bei Finanz
direlctor Roland Brogli (cvp.) am Sonn-

. tag war gross. Überraschend lehnte 
nãmlich das Stimmvolk des Kantons 
Aargau mit 55,85 Prozent Nein-Stiin
men e~n Sparpalcet ab, das Einsparun~ 
gen von 17 Millionen :franken rVOrsah. 
Die Massnahmen sind Íeil einer urnfas
senden Leistungsanalyse, mit welcher 
der Aargau in den niichsten Jahren sei
nen Staatshaushalt um 120 Millionen 

gunsten der vorgeschlagenen Massnah
men hat sich ausgewirkt, dass in den 
letzten Wochen im AaFgau immer wie
der Meldungen Über neue Sparmass
nahmen die Runde machten und für 
Verunsicherung sorgten. 

Di e J a-Kampagne des in dieser Frage 
nicht gesçhlossenen bürgerlichen La
gers wirkte nicht sonderlich überzeu
gend, sondern wurdé eher auf Spar
flarnrne !l'elcocht. Ni eh t 7.11 unterschiitzen 

l 


